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Nr. 75/1: COVID-19: Adivasi die Hauptleidtra-
genden – Empfehlungen und Forderungen  
Über die Auswirkungen von COVID-19 haben 
wir im Rundbrief 72 bereits berichtet. Im Fol-
genden geht es um Empfehlungen und For-
derungen an die indische Regierung, die sich 
aus der Analyse der Auswirkungen  ergeben: 
Obwohl indigene Völker in Indien von COVID-
19 am schlimmsten betroffen sind, hat es die 
indische Regierung versäumt, spezielle Pro-
gramme für indigene Völker in Erwägung zu 
ziehen. [...] Indiens Strategie steht im Gegen-
satz zu Maßnahmen, welche von einigen ande-
ren Ländern durchgeführt werden. Dazu zählt 
beispielsweise die Errichtung einer Beratungs-
gruppe zu COVID-19 der Aborigines und Tor-
res-Strait-Insulaner durch die australische Re-
gierung, der durch die kanadische Regierung 
eingerichtete Unterstützungsfonds für indigene 
Gemeinschaften oder das Nachtragshaushalts-
gesetz bezüglich Coronavirus von 2020, das 
vom US-Präsidenten unterzeichnet wurde. 
Letzteres beinhaltet gezielte finanzielle Unter-
stützung für die Stammesvölker, für Stammes-
Organisationen, für städtische Gesundheitsor-
ganisationen der Indianer*innen oder Gesund-
heitsdienste, die sich um Indianer*innen küm-
mern.  
 
Offensichtlich hat Indien es unterlassen, den 
Prinzipien seiner viel gepriesenen Reservie-
rungspolitik [für Adivasi und Dalits] zu folgen – 
im Kontext des Programmes Aatma Nirbhar 
Bharat Abhiyan [Mission für ein sich selbstver-
sorgendes Indien – am 12. Mai 2020 wurde ein 
Covid 19-Hilfspaket unter diesem Namen im 
Volumen von umgerechnet 260 Mrd. US-Dollar 
verabschiedet].  
 

 
 
 
 
Des Weiteren: Die Tatsache, daß Indien den 
Abbau von Kohle zu einem der Schwerpunkte 
des wirtschaftlichen Anreizprogrammes im Ge-
folge von COVID-19 gemacht hat, stellt das 
Gegenteil dar von dem, was andere Länder 
unternehmen oder was der UN-Generalsekretär 
Antonio Guterres am 26. Juni 2020 verlautbart 
hat – ohne Indien beim Namen zu nennen: "Es 
gibt beispielsweise keinen guten Grund für ir-
gendein Land, Kohle in seine COVID-19- För-
derpläne aufzunehmen. Jetzt ist der Zeitpunkt, 
in Energiequellen zu investieren, die nicht ver-
schmutzen, die keine Emissionen verursachen, 
die gute Arbeit schaffen und Geld sparen." 
 

  
Gestrandete Wanderarbeiter*innen am 23. Mai 2020 in 
Delhi. Foto: Sumita Roy Dutta. CC BY-SA 4.0 

 
Vor diesem Hintergrund – um sicherzustellen, 
daß Indiens Reaktion auf COVID-19 die Men-
schenrechte respektiert und im Besonderen die 
Rechte der indigenen Völker, daß Indien hilft, 
angemessen auf die Klimakrise zu reagieren 
und die Umwelt zu schützen – wird empfohlen, 
daß die indische Regierung die folgenden 
Maßnahmen durchführt: 
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- Sicherstellung, daß die für 2020 angekündigte 
Änderung der Umweltverträglichkeitsprüfung, 
falls diese als Erlass verabschiedet wird, sich 
nicht über die Schutzvorkehrungen hinweg-
setzt, diese ändert oder ersetzt, sondern aus-
drücklich Vorrichtungen trifft für eine Befolgung 
dieser Schutzvorkehrungen wie z.B. die PESA-
Gesetzgebung [Garantiegesetz für die 
Selbstbestimmung von Stammesgemeinschaf-
ten] und den Forest Rights Act [Waldgesetz-
gebung] und die Urteile des Obersten Gerichts-
hofes in Bezug auf die Kompetenzen der Dorf-
versammlung (Gram Sabha) bei der Zustim-
mung für Projekte 
- Streichung des Etalin-Wasserkraft-Projektes 
im Dibang-Tal in Arunachal Pradesh. Die so 
eingesparten Mittel sollten für die Förderung 
[anderer] erneuerbarer Energieträger verwen-
det werden 
- Umsetzung der Empfehlungen des UN-Gene-
ralsekretärs, Kohle nicht in mit COVID-19 
zusammenhängende Wirtschaftsförderpläne 
einzuschließen. Daraus resultierend sollte die 
Ausschreibung für den Abbau von Kohle an 40 
Abbaugebieten zurückgezogen werden [...] 
- Entwicklung  eines COVID 19-Unter-
stützungsplanes speziell für und mit indigenen 
Völkern 
Bearing the Brunt, The Impact of Government 
Responses to COVID-19 on Indigenous Peo-
ples in India, Herausgeber: International Work 
Group for Indigenous Affairs (IWGIA), National 
Campaign Against Torture (NCAT), Indigenous 
Lawyers Association of India (ILAI), 42 Seiten, 
Datum der Veröffentlichung: 11. September 
2020. Die Publikation ist auf der Website von 
IWGIA zugänglich: 
https://www.iwgia.org/en/resources/publications/3838-bearing-the-
brunt.html 
Siehe auch Adivasi-Rundbrief 73: Gesetzesno-
vellen während Corona: Deutliche Erleichterun-
gen für Bergbau-Unternehmen - Schutzgesetze 
für Adivasi treten in den Hintergrund 
 
Nr. 75/2 Aktivist Gladson Dungdung über 
seine Advocacy-Arbeit im Saranda-Waldge-
biet, Distrikt West Singhbum, Jharkhand 
Seit 2011 arbeite ich mit Adivasi in Saranda, 
dem "Land der siebenhundert Hügel". Der 
größte Salbaum-Wald Asiens, berühmt für 
seine Elefanten, Tiger und andere Wildtiere, 
umfasste ursprünglich fast 850 Quadratkilome-
ter. Etwa 25.000 Adivasi-Familien leben in ihm, 

ernten Waldprodukte und betreiben Wander-
feldbau. Doch unter den Bäumen liegen schät-
zungsweise 25 Prozent der gesamten Eisen-
erzvorkommen Indiens. Die Ausbeutung dieser 
Ressource begann im frühen 20. Jahrhundert, 
als ein Privatunternehmen, die Tata-Gruppe, 
Adivasi-Land ohne angemessene Entschädi-
gung erwarb und die erste Welle der Migration 
aus der Region erzwang. Als die Zahl der Mi-
nen sich vervielfachte, wuchs auch das Elend 
der Waldbewohner*innen. Gegenwärtig sind 50 
Lizenzverträge für den Eisenabbau mit einer 
Fläche von 144 Quadratkilometern im Saranda-
Wald in Kraft. Darüber hinaus hat die Regie-
rung von Jharkhand 22 weitere Lizenzverträge 
über 94 Quadratkilometer Wald mit nationalen 
und multinationalen Unternehmen abgeschlos-
sen. 
  
Mit anderen Worten verwandelt der Bergbau 
fast ein Drittel dieses üppigen Waldes direkt in 
eine Brache. Und weil die Abholzung Bäche 
austrocknet, Straßen das, was vom Wald übrig 
geblieben ist, durchqueren und der Staub, der 
von den Rädern tausender erzfördernder Last-
wagen aufgewirbelt wird, die Blätter der Bäume 
im Umkreis von mehreren Kilometern bedeckt, 
richten die Minen weit mehr Schaden an als die 
reinen Zahlen vermuten lassen. Sie stellen eine 
existenzielle Bedrohung für die Adivasi und die 
unersetzliche Tierwelt der Region dar. Eine 
Studie des Wildlife Institute of India aus dem 
Jahr 2016 stellte einen starken Rückgang von 
Pflanzen-, Vogel- und Säugetierarten in 
Saranda fest. Alarmierenderweise konnten die 
Naturschützer*innen keinen einzigen Elefanten 
ausmachen. 
 

Publikation von Gladson Dungdung zum 
Thema: Mission Saranda - A war for natural re-
sources in India. XXVIII + 244 p. Bir Buru Ompay 
Media & Entertainment LLP, Ranchi 2015. Zu 
beziehen durch sarini/Johannes Laping: 14 Euro 
plus Versandkosten: sarini-jl@gmx.de. 

  
Im Prinzip sind Saranda und seine Bewoh-
ner*innen durch das Waldrechtegesetz von 
2006 geschützt. Dieses gibt den Adivasi das 
Recht, zu entscheiden, wie die Wälder, in de-
nen sie leben, genutzt werden dürfen. Aber die 
Regierung von Jharkhand verweigert minde-
stens 4.000 der Waldbewohner*innen Ausweis-
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papiere und behauptet fälschlicherweise, sie 
seien illegale Landbesetzer*innen. Meine Be-
mühungen, ihnen und anderen Adivasi, die mit 
Vertreibung und staatlichen Repressalien kon-
frontiert sind, zu helfen, haben dazu geführt, 
dass ich fälschlicherweise in drei Polizeifälle 
verwickelt wurde und mein Pass zweimal be-
schlagnahmt wurde. Einmal wurde ich sogar 
aus einem Flug nach London ausgeladen, wo 
ich auf einer Konferenz über Indiens drastische  
Verletzungen der Rechte der Adivasi sprechen 
sollte. Da sich ihre Wälder und Felder in Krater 
verwandelten und die Flüsse entweder aus-
trockneten oder durch Eisenerzstaub rot wur-
den, war eine unbekannte Anzahl Adivasi ge-
zwungen, Saranda zu verlassen, um auf weit 
entfernten Baustellen, in Ziegeleien und ande-
ren Industrien zu arbeiten. 
Gladson Dungdung, India’s Coronavirus Refugees Are 
Also Development Refugees. The pandemic has in-
creased the desperation of a population already facing 
economic exploitation and environmental destruction 
Veröffentlicht am 20. Juni 2020 in: 
https://www.scientificamerican.com/article/indias-coronavirus-refugees-
are-also-development-refugees/ 

 

 
Saranda Forest 2006: Die Singhbum Mineral Company 
markiert den Bereich ihrer Abbaurechte – über eine Flä-
che von mehr als 141 Hektar. Foto: Johannes Laping 
 
 

Nr. 75/3: Bangladesch: David gegen Goliath: 
Die Mro wehren sich gegen ein Tourismus-
projekt der Armee 
Wie beispielsweise auch im benachbarten 
Myanmar ist die Armee von Bangladesch 
unternehmerisch tätig. In den Chittagong Hill 
Tracts im Südosten des Landes soll von  Ar-
mee-Einheiten in Kooperation mit einem Privat-
unternehmen ein Tourismuskomplex errichtet 
werden – auf Kosten der ethnischen Minderheit 

der Mro (auch bekannt unter den Namen Mru, 
Murong, Taung Mro, Mrung und Mrucha), die 
dort ihren angestammten Lebensraum haben. 
106 Individuen und 82 Organisationen haben 
einen offenen Brief unterzeichnet, der am 1. 
Dezember 2020 an Premierministerin Sheikh 
Hasina versendet wurde. Wir zitieren den Brief 
in Auszügen. 
 
Dorfbewohner*innen der Mro-Gemeinschaft 
sind von der Vertreibung aus acht ihrer ange-
stammten Dörfer auf dem Chimbuk-Gebirgszug 
in den Distrikten Bandarban und Chittagong 
bedroht, weil auf ihrem angestammten Land ein 
Fünf-Sterne-Hotel gebaut werden soll. Mitar-
beitende des Army Welfare Trust und ein gi-
gantisches Unternehmen - die zur Sikder-
Gruppe gehörende R&R Holdings Ltd.- haben 
sich gemeinsam das für Wanderfeldbau ge-
nutzte Land der alteingesessenen Bauern und 
Bäuerinnen, den Dorfwald, die Feuerbestat-
tungsplätze, andere heiligen Stätten sowie ver-
schiedene Obstgärten  widerrechtlich angeeig-
net, um das Hotel zu bauen und das angren-
zende Land für Trekking, Schwimmen, Seil-
bahnfahrten etc. zu nutzen.  
Wie wir erfahren haben, haben die Armee von 
Bangladesch und die Sikdar-Gruppe am 12. 
September 2020 bekannt gegeben, dass das 
Fünf-Sterne-Hotel auf dem Chimbuk-Gebirgs-
zug in einem Joint Venture zwischen der 24. 
Infanteriedivision der Armee von Bangladesch 
mit Sitz in Chittagong, der 69. Infanteriebrigade 
mit Sitz in Bandarban, dem Army Welfare Trust 
und der Sikder-Gruppe (R&R Holdings) gebaut 
werden soll. Neben dem Hotelgebäude sollen 
12 separate Luxusvillen, eine moderne Seil-
bahn und ein Schwimmbecken errichtet wer-
den. 
  
Einige der Dorfbewohner*innen sind bereits zur 
Räumung gezwungen worden, andere sind 
durch den Bau des Hotels und der damit ver-
bundenen Infrastruktur bedroht. Ungefähr 400 
Hektar ihres Landes werden durch dieses Pro-
jekt beeinträchtigt werden. Mitglieder der Mro 
und anderer indigener Gemeinschaften be-
fürchten, dass der Bau des Hotels Land für den 
Wanderfeldbau, heilige Stätten, Wälder, Was-
serressourcen und die Artenvielfalt in der Re-
gion beschädigen wird. Die indigenen Mro in 
Kapru Para, Dola Para und Era Para werden 
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letztlich vertrieben werden, während die Dorf-
bewohner*innen in Markin Para, Long Baitong 
Para, Mensing Para, Riamanai Para und 
Menring Para von Vertreibung bedroht sind, 
wenn dieses Hotel und das damit verbundene 
Tourismusprojekt in Betrieb geht. --- Der Bau 
des Luxushotels und der damit verbundenen 
touristischen Einrichtungen wird das soziale, 
wirtschaftliche, traditionelle und kulturelle Ge-
füge des indigenen Volkes der Mro und seiner 
Gemeinschaft nachhaltig zerstören. Die Mros 
haben keine alternative Möglichkeit, ohne die-
ses Land zu überleben, außerdem wird diese 
Vertreibung und Räumung zu einer Zerstörung 
in der Geschichte der Zivilisation des indigenen 
Volkes der Mro führen. 
  
Der Bau eines Fünf-Sterne-Hotels und die Er-
richtung damit verbundener touristischer Ein-
richtungen würde in wirksamer Weise die Ver-
antwortung und Verpflichtung der banglade-
schischen Behörden nach nationalem und 
internationalem Recht verletzen, die Rechte der 
indigenen Völker nach nationalem und interna-
tionalem Recht zu schützen und zu fördern. 
Vielmehr sollte die Regierung der indigenen 
Gemeinschaft die notwendige Unterstützung 
zukommen lassen, um ihre eigene selbstbe-
stimmte Entwicklung zu verwirklichen. [...] 
 
Die Mro-Gemeinschaft, die Proteste gegen das 
Projekt organisiert hat, behauptet, dass sie 
Drohungen und Einschüchterungen ausgesetzt 
gewesen sei. Der friedliche Widerstand gegen 
den Bau wurde als "terroristische Aktivität" ein-
gestuft. Die Organisation derartiger Aktivitäten 
setzt die Akteur*innen dem Risiko aus, getötet 
oder gefoltert zu werden, ins Gefängnis zu 
kommen oder anderweitig inhaftiert zu werden. 
  
Am 8. November 2020 organisierte die Ge-
meinschaft jedoch eine Menschenkette und 
eine Demonstration auf dem Chimbuk-Gebirgs-
zug. Der einzigartige Protest war eine kulturelle 
Machtprobe: Gemeinschaftsangehörige aller 
Altersgruppen aus 16 Dörfern haben an der 
Veranstaltung teilgenommen. Nach ihrer ein-
maligen Demonstration behaupten die Mro-
Dorfbewohner*innen, dass sie von Armeeange-
hörigen gezwungen wurden, sich am 16. No-
vember in der Stadt Bandarban an einer insze-
nierten Menschenkette gegen diese Bewegung 

der Mro-Völker zu beteiligen. Zwei Mros wurden 
gezwungen, während dieses gefälschten und 
inszenierten Protestes Erklärungen zu verlesen. 
Nachdem sie dies der Presse erzählt hatten, 
wurden sie mit Drohungen gegen ihr Leben 
konfrontiert. 
  
Die Präsenz von Armeeangehörigen und Spio-
nen der Sicherheits- und Geheimdienste in den 
Dörfern der Studentenführer und Menschen-
rechtsverteidiger hat in den letzten zwei Wo-
chen exponentiell zugenommen. Die Gemein-
schaftsangehörigen werden von Armeeangehö-
rigen befragt, die Informationen über den Auf-
enthaltsort der Jugendlichen haben wollen, 
welche die Proteste organisieren. Diese ver-
stecken sich nun und fürchten um ihr Leben. 
Die Dorfbewohner*innen werden per Telefon 
oder persönlich schikaniert. Sie werden aufge-
fordert, sich in Armeelagern einzufinden, wo sie 
stundenlang warten müssen, woraufhin sie 
dann einige Stunden körperlich und seelisch 
gedemütigt und gefoltert werden.  
Die Armee hat den Gemeinschaftsangehörigen 
öffentlich gedroht, sie wahllos durch das Legen 
von Buschfeuern zu töten, sollten sie in Zukunft 
irgendwelche Proteste oder Demonstrationen 
planen oder durchführen. 
https://iwgia.org/en/news/3916-help-protect-indigenous-mro-forced-
eviction-sign-open-let-
ter.html?utm_source=IWGIA+Newsletter&utm_campaign=f6e5e060c5-
EMAIL_CAMPAIGN_2020_03_24_12_09_COPY_01&utm_medium=em
ail&utm_term=0_707c098168-f6e5e060c5-205739370 
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